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Bekanntmachung
des Kreises Viersen
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides

Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes 
NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in derderzeit gültigen 
Fassung wird der

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und 
Straßenverkehr vom 16.12.2013
- Aktenzeichen 03280133450/ne
gegen:

  Herrn
  Jacwues Corneel Monsecour
  Braemkasteelstraat 9
  B-9050 GENT

öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person pos-
talisch nicht zu erreichen ist.

Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen.

Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt 
für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0114 für den Empfänger of-
fen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den.

Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen 
nach Zustellung Einspruch eingelegt wird.

Viersen, 09.01.2014
Im Auftrag

P u l t e r

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 45
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Bekanntmachung
des Kreises Viersen
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides

Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes 
NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in derderzeit gültigen 
Fassung wird der

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und 
Straßenverkehr vom 10.01.2014
- Aktenzeichen 03192127466/ne
gegen:

  Herrn
  Karl-Heinz Reipen
  Frasher Smith Road 248
  NZ-4376 AWAKINO

öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person pos-
talisch nicht zu erreichen ist.

Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen.

Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt 
für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0114 für den Empfänger of-
fen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den.

Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen 
nach Zustellung Einspruch eingelegt wird.

Viersen, 10.01.2014
Im Auftrag

P u l t e r

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 46

Bekanntmachung
des Kreises Viersen

Die 23. Sitzung des Kreistages in der 15. Wahlzeit 
findet am Donnerstag, dem 23.01.2013, 18:00 Uhr, 
im Sitzungssaal des Forums, Rathausmarkt 2, 
41747 Viersen statt

Folgende, um den Tagesordnungpunkt drei ergänzte 
Tagesordnung wurde festgesetzt:

Öffentliche Sitzung

1. Herstellung des Benehmens zur Festsetzung 
der Kreisumlage 2014 nach § 55 Abs. 1 KrO 
NRW; Einwendungen der kreisangehörigen 
Städte und Gemeinden
- Vorlage Nr.  237/2013 -

2. Haushaltssatzung 2014 mit Haushaltsplan, 
Stellenplan 2014 sowie sonstigen Anlagen
- Vorlage Nr.  236/2013 -

Öffentliche Zustellung

Für Nazli Öztürk, letzte bekannte Anschrift: 41747 
Viersen, Gladbacher Str. 24, jetziger Aufenthaltsort 
Türkei, ist am 14.01.2014 ein
 Schreiben des Landrats des Kreises Viersen, 
 Amt für Ordnung und Straßenverkehr, 
 Abteilung Führerscheine / Fahrschulen, 
 Aktenzeichen: 32/5 – 36 43 02 JV, 
ergangen.

Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungs-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-
deszustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 

(GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung 
wird das vorgenannte Dokument hiermit durch 
öffentliche Bekanntmachung zugestellt.

Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfol-
gen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfän-
gers nicht festgestellt werden kann. Sie soll sich in 
der Türkei aufhalten.

Das Dokument kann montags bis freitags in der Zeit 
von 09:00 Uhr bis 16:00 Uhr eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in
41747 Viersen
Rathausmarkt 3
Amt für Ordnung und Straßenverkehr 
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen
Zimmer 0127.

Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsver-
luste drohen können.

Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zuge-
stellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung zwei 
Wochen vergangen sind.

Viersen, 14.01.2014
Kreis Viersen

Der Landrat
Im Auftrag

gez. Thoma-Wankum

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 46

Bekanntmachung
des Kreises Viersen
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Bekanntmachung
der Gemeinde Brüggen
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen für die Wahl des Bürgermeisters/der 
Bürgermeisterin und der Vertretung der Burg-
gemeinde Brüggen am 25. Mai 2014
 

Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung - KWahlO - 
vom 31. August 1993 (GV. NRW. S. 592, 967), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 03. Dezember 2013 
(GV. NRW. S. 730) - SGV. NW. 1112 - fordere ich zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen auf.

Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu 
verwenden, die vom Wahlleiter der Burggemeinde 
Brüggen, Klosterstraße 38, 41379 Brüggen, Zimmer 
209, während der Dienststunden: Mo. - Fr., 8.30 - 12.30 
Uhr und 13.30 - 15.00 Uhr (außer Freitagnachmittag) 
- oder nach vorheriger Vereinbarung - kostenlos ab-
gegeben werden.

Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 
46b und 46d Abs. 1 bis 3 des Kommunalwahlgesetzes  
-KWahlG- in der Fassung der Bekanntmachung vom 

3. Änderung der Vereinbarung zwischen dem 
Kreis Viersen und der Bundesagentur für 
Arbeit über die Bildung einer gemeinsamen 
Einrichtung zur einheitlichen Durchführung 
der Grundsicherung für Arbeitssuchende 
gem. § 44 b ff. des Zweites Sozialgesetzbu-
ches (SGB II)
- Vorlage Nr.  10/2014 -

4. Zustimmung zur Genehmigung einer 
erheblichen überplanmäßigen Aufwendung
- Vorlage Nr.  2/2014 -

5. Mitteilungen des Landrates

6. Anfragen nach § 8 der Geschäftsordnung

Nicht öffentliche Sitzung

7. Treuhandvertrag zwischen dem Kreis Viersen 
und der Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
für den Kreis Viersen mbH
- Vorlage Nr.  1/2014 -

8. Mitteilungen des Landrates

9. Anfragen nach § 8 der Geschäftsordnung

Viersen, 14.01.2014
O t t m a n n

Landrat

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 46

30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 und 
1999 S. 70), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01. 
Oktober 2013 (GV. NRW. S. 564), - SGV. NRW. 1112 
- und der §§ 25 und 26 sowie der §§ 75 a und 75 b 
KWahlO weise ich hin.

Insbesondere bitte ich zu beachten:

1. Allgemeines

1.1 Wahlvorschläge können von politischen 
Parteien im Sinne des Artikels 21 des 
Grundgesetzes (Parteien), von Gruppen von 
Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von 
einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern/ 
Einzelbewerberinnen), von diesen allerdings kei-
ne Reserveliste, eingereicht werden.

1.2 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder ei-
ner Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag 
nur benannt werden, wer in einer Mitglieder- 
oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hier-
zu gewählt worden ist. Kommt eine derartige 
Versammlung nicht zustande, so kann die Partei 
oder Wählergruppe ihre Bewerber/Bewerberinnen 
in einer Versammlung von Wahlberechtigten auf-
stellen lassen.

Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union (Unionsbürger/
Unionsbürgerinnen), die in Deutschland wohnen, 
sind unter den gleichen Voraussetzungen wie 
Deutsche wählbar. 

Die Bewerber/Bewerberinnen und die Vertreter/
Vertreterinnen für die Vertreterversamm-
lungen sind in geheimer Wahl zu wählen. 
Entsprechendes gilt für die Festlegung der 
Reihenfolge der Bewerber/Bewerberinnen auf 
der Reserveliste und für die Bestimmung ei-
nes Bewerbers/einer Bewerberin als Ersatz-
bewerber/Ersatzbewerberin für einen an-
deren Bewerber/eine andere Bewerberin. 
Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zu-
sammentritts der Versammlung im Wahlgebiet 
wahlberechtigt ist. 

Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterver-
sammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage 
des Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter/
Vertreterinnen einberufenen Versammlung im 
Wahlgebiet wahlberechtigt ist.

Die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterver-
sammlung und die Bewerber/Bewerberinnen 
sind frühestens ab dem 42. Monat nach Beginn 
der laufenden Wahlperiode – also ab dem 21. 
März 2013 –, die Bewerber/Bewerberinnen für 
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die Wahlbezirke frühestens nach der öffentlichen 
Bekanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes in 
Wahlbezirke zu wählen. 

Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe 
hierfür vorgesehene Stelle kann ge-
gen den Beschluss einer Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf 
einen solchen Einspruch ist die Abstimmung zu 
wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig.

Das Nähere über die Wahl der Vertreter/
Vertreterinnen für die Vertreterversammlung, 
über die Einberufung und Beschlussfähigkeit 
der Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
sowie über das Verfahren für die Wahl des 
Bewerbers/der Bewerberin regeln die Parteien 
und Wählergruppen durch ihre Satzungen. 

Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl 
der Bewerber/der Bewerberinnen mit Angaben 
über Ort und Zeit der Versammlung, Form der 
Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, 
Vertreter/Vertreterinnen oder Wahlberechtigten 
und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. 

Hierbei haben der Leiter/die Leiterin der 
Versammlung und zwei von diesem/dieser be-
stimmte Teilnehmer/ Teilnehmerinnen gegenüber 
dem Wahlleiter an Eides statt zu versichern, dass 
die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin für das 
Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und 
der Bewerber/ Bewerberinnen für die Vertretung 
in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich 
der Reservelisten hat sich die Versicherung 
an Eides statt auch darauf zu erstrecken, dass 
die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber/
Bewerberinnen und die Bestimmung der 
Ersatzbewerber/Ersatzbewerberinnen in gehei-
mer Abstimmung erfolgt sind.

Die Beibringung einer Ausfertigung der 
Niederschrift und der Versicherung an Eides 
statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist 
Voraussetzung für das Vorliegen eines gülti-
gen Wahlvorschlags.

1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im 
Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden 
Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wäh-
lenden Vertretung, in der Vertretung des zustän-
digen Kreises, im Landtag oder aufgrund eines 
Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag ver-
treten, so kann sie einen Wahlvorschlag nur einrei-
chen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach de-
mokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, 
eine schriftliche Satzung und ein Programm hat; 

dies gilt nicht für auf Landesebene organisierte 
Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes 
bis zum Tage der Wahlausschreibung ordnungs-
gemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht haben.

Welche Parteien, die auf Landesebene orga-
nisiert sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG 
dem Bundeswahlleiter die Unterlagen eingereicht 
haben und wo und bis zu welchem Zeitpunkt 
Anträge auf Bestätigung der ordnungsgemäßen 
Einreichung von Satzung und Programm von 
Parteien und Wählergruppen eingereicht wer-
den können, hat das Ministerium für Inneres und 
Kommunales am 21. November 2013 öffentlich 
bekannt gemacht (MBl. NRW S. 499).

2. Wahlvorschläge für das Amt des 
Bürgermeisters/der Bürgermeisterin

2.1 Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/
der Bürgermeisterin können auch von Parteien und 
Wählergruppen gemeinsam eingereicht werden. 
In diesem Fall ist der Bewerber/die Bewerberin 
entweder in einer gemeinsamen Versammlung 
oder in getrennten Versammlungen der beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger zu wählen. Die Träger 
des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen keinen 
anderen als den gemeinsamen Bewerber wählen 
und zur Wahl vorschlagen.

Der Wahlvorschlag für das Amt des 
Bürgermeisters/der Bürgermeisterin soll nach 
dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO einge-
reicht werden. Er muss enthalten:

- Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung 
der Partei oder Wählergruppe, die 
den Wahlvorschlag einreicht; andere 
Wahlvorschläge können durch ein Kennwort 
des Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet 
werden;

- Familiennamen, die Vornamen, Beruf, 
Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift 
(Hauptwohnung) sowie Staatsangehörigkeit 
des Bewerbers/der Bewerberin.

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und 
Anschriften der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson enthalten.

2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 
muss von der für das Wahlgebiet zuständigen 
Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 
KWahlG). Gemeinsame Wahlvorschläge müssen 
von den jeweiligen für das Wahlgebiet zuständigen 
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Leitungen aller beteiligten Wahlvorschlagsträger 
unterzeichnet sein. Bei anderen Wahlvorschlägen 
muss der Unterzeichner/die Unterzeichnerin des 
Wahlvorschlags im Wahlgebiet wahlberechtigt 
sein.

Wer für das Amt des Bürgermeisters/der 
Bürgermeisterin wählbar ist, kann sich selbst vor-
schlagen.

2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten 
Parteien und Wählergruppen müssen außer-
dem von mindestens 170 Wahlberechtigten 
der Gemeinde persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein; dies gilt auch 
für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/
Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung 
ist nachzuweisen. Die ordnungsgemä-
ße Unterzeichnung mit dem Nachweis 
der Wahlberechtigung bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das 
Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, 
es sei denn, der Nachweis kann infolge von 
Umständen, die der Wahlvorschlagsträger 
nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig er-
bracht werden. 
Unterstützungsunterschriften für gemeinsame 
Wahlvorschläge sind nur beizubringen, wenn alle 
beteiligten Wahlvorschlagsträger unter die in Nr. 
1.3 genannten Parteien und Wählergruppen fallen. 

2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 170 
Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die 
Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach 
Anlage 14c zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist 
folgendes zu beachten:

- Die Formblätter werden auf Anforderung 
vom Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei 
der Anforderung sind der Name und ggf. 
die Kurzbezeichnung der Partei oder 
Wählergruppe, die den Wahlvorschlag 
einreichen will, bei Einzelbewerbern/
Einzelbewerberinnen das Kennwort, sowie 
Familienname, die Vornamen und Wohnort 
des/der vorzuschlagenden Bewerbers/
Bewerberin anzugeben. Der Wahlleiter hat 
diese Angaben im Kopf der Formblätter zu 
vermerken.

- Die Wahlberechtigten, die einen Wahl-
vorschlag unterstützen, müssen dies auf 
dem Formblatt persönlich und handschrift-
lich unterschreiben; die Angaben zum 
Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt 
und zur Anschrift (Hauptwohnung) des 
Unterzeichners/der Unterzeichnerin so-
wie der Tag der Unterzeichnung sollen vom 

Unterzeichner/von der Unterzeichnerin per-
sönlich und handschriftlich ausgefüllt werden.

- Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin 
ist auf dem Formblatt oder gesondert eine 
Bescheinigung seiner Gemeinde nach dem 
Muster der Anlage 15 zur KWahlO beizufü-
gen, dass er/sie im Wahlgebiet wahlberech-
tigt ist.

- Ein Wahlberechtigter/Eine Wahlberechtigte 
darf nur einen Wahlvorschlag unterzeich-
nen; hat jemand mehrere Wahlvorschläge 
unterzeichnet, so ist seine/ihre Unterschrift 
auf allen weiteren Wahlvorschlägen ungül-
tig; die gleichzeitige Unterzeichnung eines 
Wahlvorschlags für einen Wahlbezirk und ei-
ner Reserveliste bleibt unberührt.

Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch 
den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig, wenn 
dieser/diese in der Gemeinde wahlberechtigt ist.

2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der 
Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12c zur  
KWahlO; die Erklärung kann auch auf 
dem Wahlvorschlag nach dem Muster 
der Anlage 11d zur KWahlO abgege-
ben werden. Dabei hat der Bewerber/die 
Bewerberin zu versichern, dass er/sie für 
keine andere Wahl zum Bürgermeister/zur 
Bürgermeisterin oder Landrat/Landrätin kan-
didiert. Die ordnungsgemäße Abgabe der 
Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die 
Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags.

- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach 
dem Muster der Anlage 13b zur KWahlO; 
die Bescheinigung kann auch auf dem 
Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 
11d zur KWahlO abgegeben werden.

- Bei Wahlvorschlägen von Parteien und 
Wählergruppen eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Versammlung der 
Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung des 
Bewerbers/der Bewerberin (Anlage 9c zur 
KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG 
vorgeschriebenen Versicherungen an Eides 
statt (Anlage 10c zur KWahlO).

3. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk

3.1 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach 
dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO einge-
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reicht wenden. Er muss enthalten:

- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung 
der Partei oder Wählergruppe, die den 
Wahlvorschlag einreicht; Wahlvorschläge 
von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen 
können durch ein Kennwort gekennzeichnet 
werden;

- Familienname, die Vornamen, Beruf, 
Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift 
(Hauptwohnung) sowie Staatsangehörigkeit 
des Bewerbers/der Bewerberin; bei Beamten 
und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 
KWahlG sind auch der Dienstherr und die 
Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, 
Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt 
sind, anzugeben.

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und 
Anschriften der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson enthalten.

3.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder 
Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet 
zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 
2 Satz 1 KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen 
muss mindestens ein Unterzeichner/eine 
Unterzeichnerin seine/ihre Unterschrift auf dem 
Wahlvorschlag selbst leisten.

3.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genann-
ten Parteien und Wählergruppen müssen fer-
ner von mindestens 5 Wahlberechtigten des 
Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt 
ist, persönlich und handschriftlich unter-
zeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge 
von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen. 
Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. 
Die ordnungsgemäße Unterzeichnung 
mit dem Nachweis der Wahlberechtigung 
der Unterzeichner/die Unterzeichnerin 
bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist 
Voraussetzung für das Vorliegen eines gül-
tigen Wahlvorschlags, es sei denn, der 
Nachweis kann infolge von Umständen, die 
der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu ver-
treten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.

3.4 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk 
von mindestens 5  Wahlberechtigten des 
Wahlbezirks unterzeichnet sein, so sind die 
Unterschriften auf amtlichen Formblättern 
nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen.

Nr. 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass 
der Unterzeichner im Wahlbezirk wahlberech-
tigt ist. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags 

durch den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig.

3.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:
- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der 

Bewerberin nach dem Muster der  Anlage 12a zur  
KWahlO; die Erklärung kann auch auf 
dem Wahlvorschlag nach dem Muster der 
Anlage 11a zur KWahlO abgegeben wer-
den. Die ordnungsgemäße Abgabe der 
Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die 
Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags.

- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach 
dem Muster der Anlage 13 zur KWahlO; 
die Bescheinigung kann auch auf dem 
Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 
11a  zur KWahlO erteilt werden.

- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder 
Wählergruppen eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Versammlung der 
Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung 
der Bewerber/der Bewerberinnen mit den 
nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen 
Versicherungen an Eides statt; ihrer Beifügung 
bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung der 
Niederschrift und der Versicherungen an 
Eides statt einem anderen Wahlvorschlag im 
Wahlgebiet beigefügt ist (siehe auch Nr. 1.2 
Abs. 8 dieser Bekanntmachung).

- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach 
§ 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, 
eine Bescheinigung über ihr Dienst- oder 
Beschäftigungsverhältnis, falls der Wahlleiter 
dies zur Behebung von Zweifeln für erforder-
lich hält.

4. Wahlvorschläge für die Reserveliste

4.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber/
Bewerberinnen benannt werden, die für eine 
Partei oder Wählergruppe auftreten. Die 
Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet 
zuständigen  Leitung unterzeichnet sein.

4.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 
11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss 
enthalten:

- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung 
der Partei oder Wählergruppe, die die 
Reserveliste einreicht; 

- Familienname, die Vornamen, Beruf, Tag 
der Geburt, Geburtsort und Anschrift so-
wie Staatsangehörigkeit der Bewerber/Be-
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Bekanntmachung
der Gemeinde Brüggen
über die Auslegung des Entwurfs der Haushaltssat-
zung der Gemeinde Brüggen für das Haushaltsjahr 
2014.

Der Entwurf der Haushaltssatzung der Gemeinde 
Brüggen für das Haushaltsjahr 2014 mit den dazuge-
hörigen Anlagen liegt gem. § 80 Abs. 3 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein – Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV NRW S. 666, SGV NRW 2023), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 09. April 2013 (GV 
NRW S. 688), in der Zeit vom 17. Januar 2014 bis 
30. Januar 2014 im Rathaus Brüggen, Zimmer 109, 
während der Dienststunden montags bis freitags in 
der Zeit von 08:30 Uhr – 12:30 Uhr, sowie montags 
bis donnerstags von 13:30 Uhr bis 15:00 Uhr zur Ein-
sichtnahme öffentlich aus.

Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung und der 
Anlagen können von den Einwohnern und Abgabe-
pflichtigen der Gemeinde Brüggen innerhalb einer 
Frist von 14 Tagen nach Beginn der Auslegung Ein-
wendungen erhoben werden. Diese können schrift-
lich an den Bürgermeister der Gemeinde Brüggen, 
Klosterstraße 38, 41379 Brüggen eingereicht oder 
bei der Finanzbuchhaltung im Rathaus Brüggen 
(Zimmer 109) zur Niederschrift erklärt werden. Über 
die Einwendungen beschließt der Gemeinderat vor-
aussichtlich am 04. Februar 2014 in öffentlicher Sit-
zung.

werberinnen in erkennbarer Reihenfolge; bei 
Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 
1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr 
und die Beschäftigungsbehörde oder die 
Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt bei der sie 
beschäftigt sind, anzugeben.

Die Reserveliste soll ferner Namen und 
Anschriften der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson enthalten.

Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, 
dass ein Bewerber/eine Bewerberin, unbescha-
det der Reihenfolge im Übrigen, Ersatzbewerber/
Ersatzbewerberin für einen/eine im Wahlbezirk 
oder für einen/eine auf einer Reserveliste aufge-
stellten/aufgestellte Bewerber/Bewerberin sein 
soll.

4.3 Soll ein Bewerber/eine Bewerberin auf der 
Reserveliste Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin 
für einen im Wahlbezirk oder für einen/eine auf 
der Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber/
aufgestellte andere Bewerberin sein (§ 16 Abs. 2 
KWahlG), so muss die Reserveliste ferner enthal-
ten:

- den Familien- und die Vornamen des/der zu 
ersetzenden Bewerbers/Bewerberin;

- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer 
der Reserveliste, in dem oder unter der der/
die zu ersetzende Bewerber/Bewerberin auf-
gestellt ist.

4.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten 
Parteien und Wählergruppen müssen außerdem 
von mindestens 14 Wahlberechtigten persön-
lich und handschriftlich unterzeichnet sein.

4.5 Muss die Reserveliste von mindestens 14 
Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind 
die Unterschriften auf amtlichen Formblättern 
nach dem Muster der  Anlage 14b zur KWahlO 
zu erbringen; bei Anforderung der Formblätter 
ist der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der 
Partei oder Wählergruppe anzugeben. Für die 
Unterzeichnung gilt Nr. 2.4 entsprechend. 

4.6 Die Zustimmungserklärung der Bewerber/der 
Bewerberinnen ist auf der Reserveliste nach dem 
Muster der Anlage 11b oder einzeln nach dem 
Muster der Anlage 12b zur KWahlO abzugeben. 
Einer Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf es 
nicht, soweit Bewerber/Bewerberinnen gleichzei-
tig für einen Wahlbezirk aufgestellt sind und die 
Bescheinigung dem Wahlbezirksvorschlag beige-
fügt ist.

Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters/
der Bürgermeisterin und der Vertretung der 
Burggemeinde Brüggen sind spätestens bis 
zum 7. April 2014 (48. Tag vor der Wahl), 18.00 
Uhr (Ausschlussfrist), beim Wahlleiter der 
Burggemeinde Brüggen, Klosterstraße 38, 41379 
Brüggen, Zimmer 209, einzureichen.  

Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge 
frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, damit et-
waige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge 
berühren, vorher noch behoben werden können.

Auf die Bekanntmachung über die Abgrenzung der 
Wahlbezirke, Amtsblatt Kreis Viersen Nr. 39 vom 
31.10.2013, S. 919, wird hingewiesen.

Brüggen, 07.01.2014
Burggemeinde Brüggen

Der Wahlleiter

gez. Gerd Schwarz
Gemeindeverwaltungsdirektor

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 47
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Hinweis auf Widerspruchs- und Einwilligungs-
rechte zu Melderegisterauskünften

1) Auf der Grundlage des § 34 Abs. 1 bis 
1c Meldegesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen (MG NRW), in der zur Zeit gülti-
gen Fassung, darf die Meldebehörde einfache 
Melderegisterauskünfte auch im Wege des auto-
matisierten Abrufs über das Internet erteilen. Die 
einfache Melderegisterauskunft ist beschränkt 
auf Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und 
Anschriften einzelner bestimmter Einwohner. Die 
Stadt Viersen hat einen Zugang zur Erteilung au-
tomatisierter Melderegisterauskünfte über das 
Internet eröffnet.
 
Die Erteilung automatisierter Melderegisteraus-
künfte über das Internet ist nicht zulässig, 
wenn die oder der Betroffene dieser Form der 
Auskunftserteilung widersprochen hat (§ 34 Abs. 
1b MG NRW). Der Widerspruch kann schriftlich 
oder mündlich zur Niederschrift der Meldebehörde 
erhoben werden. 

2) Gemäß § 35 Abs. 1 und 2 MG NRW darf die 
Meldebehörde Auskunft aus dem Melderegister 
über Vor- und Familiennamen, Doktorgrade und 
Anschriften von Gruppen von Wahl berechtigten 
erteilen, für deren Zusammensetzung das 
Lebensalter der Betroffenen bestimmend ist, 

a) an Parteien, Wählergruppen und ande-
ren Trägern von Wahlvorschlägen im 
Zusammenhang mit Parlaments- und 
Kommunalwahlen oder unmittelbaren Wahlen 
von Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern 
sowie Landrätinnen und Landräten

b) an Antragsteller und Parteien im Zu-
sammenhang mit Volksbegehren und Volks-
entscheiden sowie mit Bürgerentscheiden.

Die Betroffenen haben das Recht, der 
Weitergabe ihrer Daten nach den vorstehenden 
Buchstaben a) und b) zu widersprechen. Der 
Widerspruch kann schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift der Meldebehörde erhoben werden. 
Das Widerspruchsrecht steht den Betroffenen 

Bekanntmachung
der Stadt Viersen

Brüggen, 13. Januar 2013
gez.

Gottwald 
Bürgermeister
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ab der Vollendung des 15. Lebensjahres zu; 
sie bedürfen hierzu nicht der Einwilligung oder 
Genehmigung von Personen, die zu ihrer gesetz-
lichen Vertretung befugt sind.

3) Die Meldebehörde darf Mitgliedern parla-
mentarischer und kommunaler Vertretungs-
körperschaften sowie Presse und Rundfunk 
eine Melderegisteraus kunft über Alters- und 
Ehejubiläen von Einwohnern nach deren 
Einwilligung erteilen. Die Auskunft darf nur Vor- 
und Familiennamen, Doktorgrad und Anschrift 
des Betroffenen sowie Tag und Art des Jubiläums 
umfassen (§ 35 Abs. 3 MG NW).

4) Zum Zweck der Veröffentlichung in gedruckten 
Adressbüchern darf Adressbuch verlagen Auskunft 
über Vor- und Familiennamen, Doktorgrade und 
Anschriften sämtlicher Einwohner erteilt werden, 
die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Die 
Übermittlung der Daten ist nur zulässig, sofern 
die Betroffenen zuvor schriftlich eingewilligt 
haben (§ 35 Abs. 4 MG NW).

Widersprüche und Einwilligungen nimmt 
das Service-Center-Viersen (Stadthaus), 
Rathausmarkt 1, 41747 Viersen während der 
Öffnungszeiten entgegen.

Viersen, den 06. Januar 2014
Stadt Viersen

Der Bürgermeister
Im Auftrag

gez.
Ricker
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Bekanntmachung
der Stadt Wilich
Verlust eines Dienstausweises

Der Dienstausweis Nr. 146  von Frau Ulrike Bublitz, 
geboren am 21.08.1962, ausgestellt vom Bürgermei-
ster der Stadt Willich, ist abhanden gekommen.

Dieser Ausweis wird für ungültig erklärt.

Der unbefugte Gebrauch des Dienstausweises wird 
strafrechtlich verfolgt.

Sollte der Ausweis gefunden werden, wird gebeten, 
ihn bei der Stadtverwaltung Willich, Schloss Neer-
sen, Zentrale Dienstleistungen, Hauptstrasse 6 in 
47877 Willich, abzugeben.
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Willich, 10.01.2014
Stadt Willich

gez.

Der Bürgermeister
(Josef  Heyes)
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Bekanntmachung
der Sparkasse Krefeld
Das Aufgebot des Sparkassenbuches

  Nr. 3168138588

wird beantragt.

Der Inhaber der Urkunde wird aufgefordert, binnen 
drei Monaten bei der unterzeichneten Sparkasse 
Krefeld seine Rechte anzumelden und die Urkunde 
vorzulegen, andernfalls wird die Kraftloserklärung 
der Urkunde erfolgen.

Krefeld, den 10.01.2014
  Sparkasse Krefeld
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Bekanntmachung
der Jagdgenossenschaft Brüggen
Hauptversammlung der Jagdgenossenschaft 
Brüggen 

Hiermit lade ich zur Hauptversammlung der Jagdge-
nossenschaft Brüggen

am 03. Februar 2014, 
20:00 Uhr im Oebeler Landcafé

recht herzlich ein.

Tagesordnung:

1. Genehmigung des Protokolls der Hauptver-
sammlung vom 13. Februar 2013

2. Kassen- und Rechenschaftsbericht für das 
Geschäftsjahr 2014, sowie Entlastung des 
Vorstandes

3. Beschlussfassung über den Haushalt 
2014/2015

4. Pachtangelegenheiten (Vorsorgliche Aufnah-
me in die Tagesordnung)

5. Sonstiges
Es wird darauf hingewiesen, dass nach den Satzun-
gen der Jagdgenossenschaften besondere Einladun-
gen an die Jagdgenossen nicht ergehen.

gez.
H. W. Terporten

Jagdvorsteher
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Bekanntmachung
der Jagdgenossenschaft Brüggen
Haushaltsplan für das Geschäftsjahr 2014/2015 
(01. April 2014 bis 31. März 2015)

Einnahmen: EURO

Jagdpacht 01. April 2014 bis 
31. März 2015 22.216,50 €

  

Auflösung Rückstellung         0,00 €

  

Zinsen       33,50 €

  

Gesamt: 22.250,00 €

Ausgaben:

Persönliche und sächliche 
Ausrüstung  2.250,00 €

  

Zuführung an die Rücklage 18.000,00 €

  

Rückstellung 
(Verfahrenskosten, o.ä.)   2.000,00 €

  

Gesamt: 22.250,00 €

gez.
H. W. Terporten

Jagdvorsteher

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 53
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Bekanntmachung
der Jagdgenossenschaft Grefrath-Ost
- Der Jagdvorsteher -        

E I N L A D U N G 
 
 
Hiermit lade ich die Mitglieder der Jagdgenossen-
schaft des gemeinschaftlichen Jagdbezirks Gre-
frath-Ost in Grefrath zu einer öffentlichen Jagdgenos-
senschaftsversammlung ein, die am  
 

Montag, dem 07. April 2014, 19.30 Uhr 
in der Bahnhofsgaststätte Mülhausen, 

Hauptstraße 
 
stattfindet. 
 
Tagesordnung: 
 
1.  Verlesen der Niederschrift der letzten Genossen-

schaftsversammlung  
2.  Geschäftsbericht 
3.  Kassenbericht  
4.  Bericht der Rechnungsprüfer 
5.  Entlastung des Vorstandes 
6.  Beschluss der Jahresrechnung für das Ge- 

schäftsjahr 2012/2013 
7.  Wahl eines Versammlungsleiters 
8.  Wahl des Vorsitzenden der Jagdgenossenschaft 

und seines Stellvertreters  
9.  Wahl von zwei Beisitzern des Jagdvorstandes 

und deren Stellvertreter  
10.  Wahl des Schriftführers und seines Stellver-

treters 
11.  Wahl von zwei Rechnungsprüfern und deren 

Stellvertreter 
12.  Erlass der Haushaltssatzung für das Geschäfts-

jahr 2014/2015 
13.  Beschluss des Haushaltsplanes für das Ge- 

schäftsjahr 2014/2015 
14. Verteilung der Erträge an die Jagdgenossen 
15. Verschiedenes 

 
Es wird besonders darauf hingewiesen, daß 
 
a)  keine besondere Einladung zu dieser Versam-

mlung an die außerhalb der Gemeinde Grefrath 
wohnenden Jagdgenossen ergeht, 

 
b)  die Jagdgenossenschaftsversammlung ohne 

Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Jagd- 
genossen beschlußfähig ist,  

 
c)  jeder Jagdgenosse sich durch eine volljährige 

geschäftsfähige Person unter Vorlage einer 

schriftlichen Vollmacht vertreten lassen kann; der 
bevollmächtigte Vertreter darf höchstens einen 
Jagdgenossen vertreten. 

Grefrath, den 12. Januar 2014
gez. 

Hauser
Vorsitzender
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Bekanntmachung
der Jagdgenossenschaft Grefrath-Ost
- Der Jagdvorsteher - 

B e k a n n t m a c h u n g 
 
  
der Jagdgenossenschaft Grefrath-Ost über die Aus-
legung des Entwurfs der Haushaltssatzung und des 
Haushaltsplanes der Jagdgenossenschaft des ge-
meinschaftlichen Jagdbezirks Grefrath-Ost für das 
Geschäftsjahr 2014 / 2015. 
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung und des 
Haushaltsplanes des gemeinschaftlichen Jagdbe-
zirks Grefrath-Ost für das Geschäftsjahr 2014 / 2015 
liegt aufgrund des § 7 Abs. 3 des Landesjagdgesetz-
es für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 7. Dezember 1994 (GV 
NW 1995 S. 2) – in der z.Z. geltenden Fassung - in 
der Zeit vom 23.01.2014  bis 06.02.2014      während 
der Dienststunden im Rathaus Grefrath, Rathaus-
platz 3, Zimmer 30, zur Einsichtnahme öffentlich aus.  
 
Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung und des 
Haushaltsplanes können die Mitglieder der Jag-
dgenossenschaft des gemeinschaftlichen Jagdbe-
zirks Grefrath-Ost ab dem 23.01.2014 innerhalb ein-
er Frist von 14 Tagen Einwendungen erheben. Diese 
können schriftlich an den Jagdvorstand oder mündlich 
beim Schriftführer, Rathaus Grefrath, Zimmer 30, zur 
Niederschrift erklärt werden. Über die Einwendungen 
beschließt die Jagdgenossenschaft in öffentlicher 
Sitzung, die am 07. 04. 2014 in der Bahnhofsgast-
stätte Mülhausen, Hauptstraße , stattfindet. 
 
Grefrath, den 08.01.2014 

gez. 
Hauser

Vorsitzender des Jagdvorstandes

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 54 
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